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BRAK-Nr. 226/2026 
Umsetzung des EU-Geldwäschepakets: 
Öffentliche Konsultation der AMLA zum Entwurf technischer Durchführungsstandards 
(ITS) zur Festlegung des Formats für die Meldung von Verdachtsfällen und für die Über-
mittlung von Transaktionsaufzeichnungen gemäß Art. 69 Abs. 3 der Verordnung (EU) 
2024/1624, hier: Stellungnahme  
 
Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen*1, 
 
wir bedanken uns für die Übermittlung der überzeugenden, umfangreichen Ausführungen der 
Rechtsanwaltskammer Hamm vom 13.08.2025, denen wir uns im Wesentlichen anschließen 
 
Allgemeine Erwägungen  
 
Bei den Bemühungen der AMLA, einheitliche und umfassende Formate für die Meldung von 
Verdachtsfällen festzulegen, um ein hohes Maß an Übereinstimmung (Harmonisierung) zwi-
schen den Mitgliedstaaten zu erreichen, werden unseres Erachtens die Anforderungen an zu 
meldende Datenpunkte sowie zur korrekten Behandlung dieser vorgegebenen Datenpunkte 
überspannt und einseitig zu Lasten der Verpflichteten definiert. Das angegebene Ziel der „Ver-
einfachung der Verdachtsmeldungen“ (3.1.a.E2) wird möglicherweise für die AMLA und die 
Ermittlungsbehörden erreicht, jedoch nicht für die einen Verdacht Meldenden. Daher droht 
insgesamt nicht nur ein erheblicher zusätzlicher Arbeitsaufwand für die Rechtsanwaltschaft, 
was im Ergebnis kontraproduktiv dazu führen könnte, dass im Einzelfall von Verdachtsmel-
dungen abgesehen wird, um dem Aufwand zu entgehen. Viel schwerer noch wiegen die Be-
denken, die aus den weit gefassten Anforderungen an Datentransfers bestehen. Die Stellung 
der Rechtsanwaltschaft als unabhängiges Organ der Rechtspflege (§ 1 BRAO) sowie die da-
raus folgenden Rechte und Pflichten, insbesondere an die Vertraulichkeit der Mandantenda-
ten, werden nicht bedacht und demzufolge nicht berücksichtigt. Damit wird auch unzulässig in 
die Rechte der Mandanten als Verbraucher, deren Daten ebenfalls grundsätzlich geschützt 
sind, eingegriffen. 

 
1 *im folgenden Text werden männlich und weiblich gelesene grammatikalische Formen verwendet, 

wobei stets alle Geschlechter mitgemeint sind 
2 im Folgenden sind Ziffern ohne Angabe bezogen auf das Konsultationspapier 
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Es bestehen grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedenken, wenn Organe der Europä-
ischen Union Kompetenzen überschreiten. Dies droht in der Anwendung der geplanten 
Verordnung sowie der Liste der Datenpunkte, die verpflichtend zu melden sind, indem sie die 
besondere Stellung von Rechtsanwälten und Rechtsanwältinnen als unabhängige Organe der 
Rechtspflege und das damit verbundene Recht des rechtssuchenden Publikums auf ein faires 
Verfahren und dem Anspruch des Mandanten auf Vertraulichkeit, tangieren oder gar verletzen 
würden (Art.79 GG). 
 
Der Schutz der Verschwiegenheit wird in der EU aus Art. 8 EMRK i.V.m. Art. 6 EMRK abge-
leitet. Der Europäische Gerichtshof hat wiederholt3 die Besonderheit der anwaltlichen Ver-
schwiegenheit und das notwendige Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwältinnen und 
Mandanten betont. Dies ist ein Ausfluss des Anspruches der Mandanten auf ein grundrechtlich 
geschütztes faires Verfahren, das es nur mit unabhängigen Rechtsanwälten und der Vertrau-
lichkeit der ihnen anvertrauten Daten gerade auch vor der Weitergabe an staatliche Stellen 
geben kann. In der zuletzt genannten Entscheidung hat der EUGH darauf hingewiesen, dass 
die anwaltliche Verschwiegenheitspflicht in allen Rechtsgebieten gilt und geschützt ist, mithin 
auch in der hier in Rede stehenden Frage der Datenerhebung zur Verhinderung von Geldwä-
sche. In Deutschland (in anderen Ländern entsprechend) ist gemäß § 43a Abs. 2 BRAO die 
Rechtsanwältin zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die in § 43a BRAO verankerten Berufs-
pflichten sind für das Vertrauensverhältnis zum Mandanten, zum Schutz der grundrechtlich 
geschützten Interessen des Mandanten und im Ergebnis zur Aufrechterhaltung einer funkti-
onsfähigen Rechtspflege unerlässlich 
 
Die von der AMLA erwarteten und geforderten Datenmengen sind daher höchst proble-
matisch und mit dem Prinzip der anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht unvereinbar. 
 
 
Zu den Fragen der Konsultation: 
 

Abschnitt A: Hierzu wird keine Stellungnahme abgegeben, da dieser Abschnitt sich an 

die BRAK bzw. an die einzelnen Mitglieder richtet. 

 
Abschnitt B: Gesamtauswirkungen des ITS Entwurfes 
 
B1 und B2: Einmalige und laufende Kosten für unser Institut und die betroffenen Mit-
glieder 
 
Die vorgesehene Umsetzung des EU-Geldwäschepaketes im Bereich der Verdachtsmeldun-
gen hätte insgesamt erhebliche Investitionen für IT-Änderungen, Schulungen für Mitarbeiterin-
nen und gegebenenfalls Beratungen durch externe Personen zur Folge. Die Einführung des 
neuen Formats für die Verdachtsmeldung würde angesichts der ausgeweiteten Abfrage von 
Datenpunkten die laufenden wiederkehrenden Bürokratiekosten für unser Institut und 
unsere Mitglieder, die Kanzleien, nicht unerheblich erhöhen, weil bei den derzeitigen 
Entwürfen eine praxisnahe Umsetzung in den vorhandenen Systemen nicht möglich er-
scheint. 
 
Allein die jetzt vorgesehene Gestaltung des Verdachtsmeldeprozesses würde einen enormen 
Zeitaufwand pro Meldung verursachen, da das Format weder selbsterklärend noch intuitiv ver-
ständlich gestaltet ist. Es werden - mehr als bisher - unnötige Hindernisse zur Abgabe einer 
Verdachtsmeldung geschaffen, indem Datenfelder ausgefüllt werden müssen, die für den kon-
kreten Einzelfall nicht passend sind. 

 
3 Urteile v. 8.12.22(C-694/20), 29.07.24 (C-623/22), 26.09.24 (C-432/23) 



 

Seite 3 von 5 

Die Kosten im Einzelnen können angesichts der völlig unterschiedlich strukturierten Kanzleien 
hinsichtlich Ausstattung und Größe - vom Einzelanwalt bis zur weltweit mit mehreren hundert 
Angestellten agierenden Großkanzlei - nicht seriös geschätzt werden. Im jeweiligen Verhältnis 
zur Größe sind sie jedenfalls unter mehreren tausend Euro pro Mitarbeiter und Jahr kaum 
anzusetzen. Entsprechendes gilt für unser Institut (die RAK). 
 
B3: Hauptfaktoren für die erwartete Kostenerhöhung 
 
Wir verweisen auf die Ausführungen zu B2 und ergänzen folgende Überlegungen: 

Es ist auch immer zu bedenken, dass der Zeitaufwand, der unter anderem auch für den Ver-
dachtsmeldeprozess aufgebracht werden muss, volkswirtschaftlich als entgangener Ertrag zu 
berücksichtigen ist. In der Zeit, in der sich ein Rechtsanwalt mit derartigen Angelegenheiten 
auseinandersetzen muss, kann er keine Rechtsdienstleistungen erbringen. Auch diese negativ 
zu Buche schlagenden Kosten sind daher mitzudenken. Je starrer und unflexibler die Anfor-
derungen der ITS gestaltet sind, umso aufwändiger wird sich eine Meldung im Einzelnen ge-
stalten (Datenpunkte, die auf den Einzelfall nicht passen und dennoch auszufüllen sind, ein-
heitliche Datenlisten). 
 
Der Entwurf ist aus unserer Sicht mit zu vielen obligatorischen Datenelementen versehen, da-
her wird die Abgabe einer Verdachtsmeldung zu einem erheblichen Zeitaufwand führen. We-
der die Verpflichteten noch die Rechtsanwaltskammern als Aufsichtsbehörden haben eine Er-
mittlungsfunktion inne. Dies kann auch aus den bereits dargelegten rechtlichen Gründen der 
Gewaltenteilung nicht gewollt sein. Vor diesem Hintergrund kann durch die Übermittlung von 
Daten bei der Abgabe einer Verdachtsmeldung lediglich der Anstoß zu Ermittlungen durch die 
FIU oder andere Ermittlungsbehörden erfolgen. Es kann und darf daher nicht erwartet oder 
gar verlangt werden, dass die meldenden Verpflichteten vollständig aufbereitete Sachverhalte 
zur Verfügung stellen, wie es durch die zahlreichen Datenpunkte, die als verpflichtend („man-
datory“) gekennzeichnet sind, den Anschein erweckt. 
 
Die Ermittlungstätigkeit darf nicht auf meldepflichtige Stellen abgewälzt werden, indem 
eine Masse an Daten abgefragt wird, die jedenfalls nicht relevant für die Abgabe einer 
Verdachtsmeldung ist. Eine Verdachtsmeldung ist nach Art. 69 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
2024/1624 bereits bei einem bloßen Verdacht oder einem berechtigten Grund zu der Annahme 
erreicht, dass Gelder oder Tätigkeiten mit Erträgen aus kriminellen Tätigkeiten oder mit Terro-
rismusfinanzierung in Verbindung stehen. Zu diesem Zeitpunkt können geforderte Daten und 
Informationen auch schlichtweg (noch) nicht vorhanden sein. Es kann daher nicht Aufgabe 
von Rechtsanwältinnen sein, derartige Informationen zu beschaffen, wenn dies nicht ihrem 
Aufgabenbereich entspricht (Beispielhaft sei hier die Abfrage des Datums „Geburtsdatum“ ge-
nannt, das geschätzt (!) werden soll, soweit nicht bekannt-DP0131, frühere Vornamen, Alias-
namen -DP0108 u 109, Beginn der Beziehung -DP 0204, E-Mail-Adresse, Telefonnummern, 
Website-Daten -0313,0314,0315, ab DP 0501 Konto- und Transaktionsdaten). 
 
B4a und 4b Zeitraum für die Umsetzung 
 
Die jetzt beabsichtigten und kommunizierten Zeiträume erscheinen sehr anspruchsvoll. Eine 
eindeutige Einschätzung kann aber angesichts der nicht absehbaren Anforderungen im Er-
gebnis nicht abgegeben werden. Sollte es bei den u.E. allerdings rechtlich (EU-Recht und 
Grundgesetz) bedenklichen Anforderungen bleiben, wäre für die Gesamtumsetzung in allen 
Kanzleien ein 5-Jahreszeitraum nicht zu halten.  
 
B5 Gleichgewicht zwischen Harmonisierung und Effizienz 
 
Es ist erforderlich, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den notwendigen Datenelementen 
und der praktischen Umsetzbarkeit zu schaffen, damit Rechtsanwälte ihrer Meldepflicht 
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nachkommen können, ohne durch unverhältnismäßige administrative Lasten daran gehindert 
zu werden.  
 
Es bleibt unklar, welche Datenpunkte immer, also verpflichtend, zu melden sind und welche 
nicht. Es sollte unbedingt klargestellt werden, dass zur Abgabe einer Verdachtsmeldung nur 
die Daten gemeldet werden müssen, die bekannt sind. U.E. stimmt hier die Absicht, nur für 
den Verdachtsfall relevante Daten abfragen zu wollen (Punkt 3.1.2.2), nicht mit den zahlrei-
chen als „obligatorisch“ („mandatory“) genannten Punkten überein. Dies scheint sich auf die 
anzuwendenden Listen zu beziehen, ohne dass aber klar ist, welche Datenpunkte dann nicht 
zu melden sind. In den Listen scheinen vielmehr zusätzliche Datenpunkte für die genannten 
Sektoren aufgezählt zu sein. 
 
Die gesamte Terminologie ist von den Anforderungen an den Finanzsektor geprägt und ist für 
den Nicht-Finanzsektor und insbesondere die Rechtsanwaltschaft sowie die Rechtsanwalts-
kammern unklar, da rechtlich unscharf und mehrdeutig. Meldungen könnten daher auch un-
terbleiben, weil nicht klar wäre, was gemeint ist. In den im Anhang kommunizierten Politischen 
Fragen (dort Nr. 2) wird angegeben, dass eine Trennung von Finanz- und Nichtfinanzsektor 
beabsichtigt ist, gerade um dann Datenpunkte wie „Transaktion“ durch „Dienstleistung“ zu er-
setzen. Dies ist den ITS so aber nicht zu entnehmen. 
 
Unklar sind beispielsweise die verwendeten Begriffe “mandatory“ („zwingend“ mit der Ein-
schränkung „if available“ („sofern verfügbar“) - (Art 3 Abs. 5 des Entwurfes). In den Erläuterun-
gen wird behauptet, es seien einheitliche Definitionen der relevanten Begriffe vorgenommen 
(3.1.1.). So heißt es in dem Entwurf der Verordnung in Artikel 2 z.B. zu „obligatorisch-sofern 
vorhanden“, dass die FIU festlegen würde, ob Daten vorhanden und damit obligatorisch seien 
(2. Spiegelstrich). Dies ist unklar und verwirrend. 
 
Eine Überarbeitung und Klärung ist hier unbedingt erforderlich. 
 
B6 Einteilung der meldepflichtigen Stellen 
 
Es bleibt unklar, unter welche Liste die Rechtsanwaltschaft sowie die Rechtsanwaltskammern 
subsummiert und welche zusätzlichen Anforderungen daher an sie gestellt werden. Keine der 
genannten Begriffe in den Überschriften nennt Rechtsanwältinnen. Gerade für sie sollten unter 
dem Gesichtspunkt der eingangs dargelegten an sie gestellten besonderen Anforderungen 
eingeschränkte, mithin weniger Datenpunkte, zu melden sein als beispielsweise für Notare. 
Sollten die Rechtsanwälte unter I.6 (external Accoutants …other legal Professionals…) „mit-
gemeint“ sein, verfehlte das die Stellung der Rechtsanwaltschaft. Von angestellten Juristen in 
juristischen Personen und anderen „Beratern“ unterscheiden sich Rechtsanwälte, wie darge-
legt, durch ihre besondere Stellung als Organe der Rechtspflege mit besonderen Pflichten zur 
Vertraulichkeit ihnen anvertrauter Daten. Diese Unterschiede werden nicht erkannt und nicht 
berücksichtigt. 
 
B7 Klarstellungen von Definitionen, Prozessen oder rechtlichen Aspekten 
 
Wir verweisen auf die bisherigen Ausführungen zur fehlenden Berücksichtigung der Rechts-
anwälte als Organe der Rechtspflege, zu den ungenauen Begrifflichkeiten und zur fehlenden 
Unterscheidung der verschiedenen Rechtsberufe. 
 
Insbesondere fehlt - außer den genannten Defiziten - auch die Berücksichtigung des Daten-
schutzes der Betroffenen. Die Datensparsamkeit in der Erhebung scheint hier nicht im Ansatz 
mitbedacht zu werden. 
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Die in den Anhängen enthaltene Menge von Datenpunkten ist deutlich zu umfangreich. 
Sie sollte mit den maßgeblichen Fachbehörden der Mitgliedsstaaten weiter geprüft wer-
den. Die Relevanz von etlichen Datenpunkten ist fraglich. 
 
Im Sinne der Rechtssicherheit sollte zudem ausdrücklich in Art. 3 aufgenommen werden, dass 
nicht alle Datenelemente aus Anhang I für die Einreichung eines Verdachtshinweises erfor-
derlich sind; den meldepflichtigen Stellen wird eine strukturierte Teilmenge von Datenelemen-
ten vorgelegt, die insbesondere auf die Art der Tätigkeit und die Art des Verdachts zugeschnit-
ten ist. Im Einzelfall könnten - sofern sich ein Verdacht erhärtet - von der zuständigen Behörde 
zusätzliche Informationen erbeten werden. 
 
Abschnitt C 
C 1 Länderspezifische Datenpunkte 
 
Auch hier gilt, dass Zurückhaltung bei der Hinzufügung weiterer Datenpunkte gelten sollte. Die 
beabsichtigte Konvergenz innerhalb der EU wäre sonst wieder nicht erreicht. Auch müssen 
die Datenschutzbestimmungen der einzelnen Länder Berücksichtigung finden, denn auch die 
meldepflichtigen Stellen sowie die FIU unterliegen bei der Anwendung der ITS den Grundsät-
zen der Datenminimierung, worauf die Erwägungsgründe 10 und 19 selbst hinweisen. Für 
Deutschland gilt nach Art. 5 Abs 1 DSGVO der Grundsatz der Datensparsamkeit, was bedeu-
tet, dass nur die Daten zu erheben und zu melden sind, die für die reine Verdachtsmeldung 
erforderlich sind. Alles Weitere ist Aufgabe der Ermittlungsbehörden und keinesfalls der 
Rechtsanwälte oder Kammern. 
 
Soweit die besondere Stellung der Rechtsanwaltschaft wie hier in Deutschland als Länderspe-
zifikum angesehen wird - was allerdings der EUGH wie dargelegt nicht als Spezifikum, sondern 
allgemein geltend sieht -, muss dieses im Sinne weiterer Zurückhaltung bei der Datenerhe-
bung zur Wahrung des Mandatsgeheimnisses berücksichtigt werden. Aus unserer Sicht 
wäre daher „länderspezifisch“ für Deutschland eine eigene Kategorie („Liste“) für 
Rechtsanwälte zu schaffen, die nicht zusätzliche, sondern weniger Datenpunkte zu mel-
den hätten, da sie andernfalls permanent entweder gegen die Pflicht, Verdachtsmeldungen 
abzugeben oder die Berufspflicht, Vertraulichkeit zu wahren, verstoßen müssten. 
 
C 2 Sektorkategorien 
 
Wir verweisen auf B 6 und C 1. Da Rechtsanwälte unter keinen der genannten Begriffe zutref-
fend subsumiert werden können, ist unklar, zu welchem Sektor sie gehören sollen. Der An-
spruch, die spezifischen Meldepflichten an die jeweilige Besonderheit des meldepflichtigen 
Sektors anzupassen, wird so verfehlt. Damit werden zugleich - wie dargelegt - alle rechtlich 
zwingenden Erfordernisse an Datensparsamkeit und - für unseren Bereich - Vertraulichkeit der 
Mandantendaten verletzt. 
 
C 3 Einzelne Datenpunkte 
 
Da unklar ist, welche Datenpunkte für Rechtsanwälte gelten sollen, kann auch keine Stellung-
nahme abgegeben werden. Keine der Listen wird den Anforderungen, die Recht und Gesetz 
an Rechtsanwältinnen stellen, gerecht.  
 
 
Grether-Schliebs 
Rechtsanwältin 
Mitglied und Beauftragte für Geldwäscheprävention des Vorstandes 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 


